
Statement zum Rechtsgutachten „Bezahlkarte“

Die Fraktion Bundes Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Abgeordnetenhaus von Berlin beauftragte im 
März 2025 den Rechtswissenschaftler an der HAW Kiel, Prof. Dr. Reza F. Shafaei, mit der Erstellung 
eines Rechtsgutachtens zur Vereinbarkeit des Beschlusses des Berliner Senats vom 17.12.2024 über die 
Einführung  der  Bezahlkarte  (Social  Card)  als  unbares  Zahlungsmittel  für  Leistungen  nach  dem 
Asylbewerberleistungsgesetz  mit  Bundes-,  Verfassungs-,  Europa-  und  Völker-  und  Berliner 
Landesrecht. Mit seinem im Juli 2026 vorgelegten Rechtsgutachten kommt Shafaei zu dem Ergebnis, 
dass der Berliner Senatsbeschluss vom 17.12.2024 mit höherrangigem Recht nicht vereinbar ist:

Nach der ab 16.05.2024 geltenden Rechtslage im Asylbewerberleistungsgesetz ist die sog. Bezahlkarte 
als alternative Leistungsform zur Deckung des notwendigen persönlichen Bedarfs neben die mögliche 
Gewährung von Wertgutscheinen, anderen vergleichbaren unbaren Abrechnungen oder Geldleistungen 
getreten.  Das  Gesetz  sieht  in  der  Rechtsfolge  insoweit  ein  Auswahlermessen  über  die  Art  der 
Leistungserbringung vor. Aus dem Gesetzeswortlaut und den Gesetzesmaterialien ergibt sich nämlich 
kein Rangverhältnis der alternativen Leistungsarten. Der Berliner Senat und die für die Ausführung des 
AsylbLG  in  Berlin  zuständigen  Behörden  haben  folglich  bei  ihrer  Ermessensentscheidung  die 
Grundrechtsrelevanz, konkret die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zum – migrationspolitisch 
nicht relativierbaren – Grundrecht auf Gewährleistung des menschenwürdigen Existenzminimums aus 
Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) in Verbindung mit Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) sowie 
die Vorgaben des allgemeinen Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) zu beachten. Anhaltspunkte für die 
Ermöglichung  des  Auswahlermessens  sind  nach  der  Untersuchung  von  Shafaei dem  Berliner 
Senatsbeschluss  vom  17.12.2024  allerdings  nicht  zu  entnehmen.  Er  geht  vielmehr  von  einem 
(intendierten)  Ermessenausfall,  jedenfalls  aber  von  einer  Ermessensunterschreitung,  aus.  Bei  der 
Ausübung des Auswahlermessens der zuständigen Ausführungsbehörden in Berlin über den Einsatz 
einer Bezahlkarte wäre zwingend erforderlich, die Geeignetheit dieser Leistungsform zur Deckung des 
existentiellen  Bedarfs  zu  prüfen.  Primat  der  Ermessensausübung  muss  die  Gewährleistung  des 
Existenzminimums sein. 

Bei der Ausübung des Auswahlermessens hinsichtlich der Einführung und Gestaltung der Bezahlkarte 
muss die Berliner Verwaltung ferner im Einklang mit höherrangigem Europa- und Völkerrecht handeln. 
Auch diesbezüglich ist für Shafaei nicht ersichtlich, ob und inwieweit die europa- und völkerrechtlichen 
Vorgaben,  insbesondere  zum  Gleichbehandlungsgebot,  überhaupt  in  die  Ermessensabwägung 
eingegangen sind oder bei den künftigen Einzelfallentscheidungen eingehen werden.

Schließlich bestand ein wesentlicher Aspekt des an Shafaei erteilten Auftrags in der Prüfung, ob und 
inwieweit der Berliner Senat von seinem Auswahlermessen bei der Einführung der Bezahlkarte in 
Übereinstimmung  mit  dem  höheren,  für  ihn  geltenden  Landesrecht,  konkret  mit  dem  Berliner 
Landesantidiskriminierungsgesetz  (LADG),  Gebrauch gemacht  hat.  In  seiner  Rechtsexpertise  stellt 
Shafaei fest,  dass  die  Einführung  der  Bezahlkarte  in  der  im  Senatsbeschluss  vom  17.12.2024 
beschriebenen Form eine Ungleichbehandlung der Betroffenen aufgrund des sozialen Status darstellt  
und sachliche Gründe zur Rechtfertigung dieser Ungleichbehandlung nicht ersichtlich sind. Selbst wenn 
sie  vorlägen,  können  sie  nach  Ansicht  von  Shafaei mangels  empirischen  Nachweises  nicht  als 
„hinreichend“  im  Sinne  des  LADG  bezeichnet  werden.  Dieses  Ergebnis  begründet  Shafaei im 
Wesentlichen wie folgt:

Die mit der Einführung der Bezahlkarte einhergehenden und an den Aufenthaltsstatus der Betroffenen 
anknüpfenden Restriktionen  misst  Shafaei am Maßstab  der  Kategorie  des  sozialen  Status,  da  der 
Aufenthaltsstatus einer  Person – wie die  Gesetzesbegründung zum LADG Berlin am Beispiel  der 
„Duldung“ ausdrücklich bestätigt – durch eine Behörde von außen an ein Individuum herangetragen 
wird und nicht in erster Linie nur durch eigene Aktivitäten selbst bestimmt oder jederzeit geändert 



werden kann. Diese Aussage lässt sich auf den Aufenthaltsstatus aller Personen im Sinne des § 1  
AsylbLG  übertragen,  die  den  mit  der  Bezahlkarte  verbundenen  Restriktionen,  wie  etwa  bei  der 
Bargeldobergrenze von 50 €, unterworfen sind. Die über den Aufenthaltsstatus begründete, behördliche 
Zuschreibung wird verstärkt durch weitere staatlich vorgegebene Rahmenbedingungen, welche den 
sozialen Status der „Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG“ manifestieren, wie etwa Unterbringung 
in  Aufnahmeeinrichtungen,  Wohnsitzauflagen,  räumliche  Beschränkungen,  Einschränkungen  beim 
Zugang  zum  Arbeitsmarkt  oder  Eintragung  im  Ausländerzentralregister.  Intensiviert  wird  der 
überwiegend staatlich definierte, soziale Status durch die öffentliche, insbesondere mediale Diskussion, 
mit der die historisch tradierte Zuschreibung aufgrund der Zugehörigkeit zu der sozialen Gruppe der  
„Geflüchteten“ verfestigt wird. Wie in der Gesetzesbegründung zum LADG ebenfalls hervorgehoben 
wird, bestimmen auch sozioökonomische Faktoren den sozialen Status einer Gruppe. Übertragen auf 
die  Gruppe  der  Leistungsberechtigten  nach  dem  AsylbLG  stellt  die  –  wegen  der  in  der  Regel 
fehlenden Arbeitserlaubnis – praktisch nicht vorhandene Möglichkeit,  den eigenen Lebensunterhalt 
selbständig zu bestreiten, den entscheidenden, sozioökonomischen Faktor dar. 

Bei der Prüfung der Betroffenheit der Kategorie „sozialer Status“ hat  Shafaei ferner auf die mit der 
Bezahlkarte  einhergehenden  Stigmatisierungen  abgestellt.  Die  Stigmatisierungen  resultieren 
insbesondere aus der Gestaltung der Bezahlkarte und den damit verbundenen Einschränkungen der 
Verfügungsautonomie  der  Betroffenen.  Der  Umstand,  dass  die  Bezahlkarten  im  Alltag  nicht 
flächendeckend angenommen werden und die Bargeldabhebung auf 50 € begrenzt ist, bedeutet, dass 
bestimmte Rechtsgeschäfte erschwert oder sogar vollständig ausgeschlossen werden. Dies gilt etwa bei 
kleineren Läden, die eine Kartenzahlung nicht akzeptieren, auf Floh- oder Wochenmärkten oder bei dem 
wegen  der  Finanznot  der  Betroffenen  unvermeidlichen  Kauf  gebrauchter  Gegenstände. 
Einschränkungen der Selbstbestimmung, teilweise bis zum vollständigen Verlust der Autonomie, sind 
auf  Basis  des  bisherigen  Umsetzungsstands  auch  im  digitalen  Zahlungsverkehr  (Überweisungen, 
Onlineeinkäufe,  Lastschriftverfahren,  digitale  Zahlungen,  etwa  über  PayPal  oder  Apple  Pay)  zu 
verzeichnen. Solange der Zahlungsverkehr in bestimmten Bereichen des gemeinschaftlichen Lebens 
durch  (Bar)Geldzahlungen  geprägt  ist,  führen  die  aus  der  Bargeldobergrenze  resultierenden 
Einschränkungen der Selbstbestimmung zu einem faktischen Ausschluss der Teilhabe der Betroffenen 
von diesen Lebensbereichen und damit zu einer durch den sozialen Status der Betroffenen begründeten 
Ausgrenzung und Stigmatisierung. 

Die  bei  der  Prüfung  der  Ungleichbehandlung  maßgeblichen  Vergleichspersonen  können  nach 
Auffassung von Shafaei sowohl die Leistungsberechtigten in den Regelsystemen der Grundsicherung 
(SGB XII und SGB II) als auch die von der Bezahlkarte nicht betroffenen Leistungsberechtigten nach 
dem  AsylbLG  sein.  Gegenüber  beiden  Referenzgruppen  begründet  die  Bezahlkarte  mit  den 
Anknüpfungen an den Aufenthaltsstatus, den Unterbringungsort, die Art des Bedarfs und die Dauer des 
Aufenthalts eine weniger günstige Behandlung durch zahlreiche Restriktionen, insbesondere in Gestalt 
der  Bargeldobergrenze  von  50  €.  Insofern  sprechen  gewichtige  Argumente  für  eine  unmittelbare 
Diskriminierung. Selbst wenn man diese Einschätzung nicht teilen sollte, sind die Anknüpfungspunkte 
(Aufenthaltsstatus, Aufenthaltsdauer, Aufenthaltsort usw.) als scheinbar neutrale Kriterien im Sinne der 
mittelbaren Diskriminierung zu qualifizieren.

Die  im  Rechtsgutachten  festgestellten  Ungleichbehandlungen  mittels  Bezahlkarte  sind  nach 
Einschätzung von Shafaei auch nicht gerechtfertigt, da es an einem sachlichen, jedenfalls aber an einem 
„hinreichenden“  Grund  im  Sinne  des  LADG  fehlt.  Die  kostenaufwändige  und  personalbindende 
Umsetzung  sowie  und  die  fehleranfällige  und  datenschutzrechtlich  zumindest  bedenkliche 
Durchführung und Abwicklung sprechen zusätzlich gegen einen sachlichen oder gar hinreichenden 
Grund für eine Diskriminierung nach dem LADG.


